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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

16.04.2026 

Geschäftszahl 

Ra 2026/03/0013 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ro 2014/03/0063 E 26. Juni 2014 VwSlg 18886 A/2014 RS 12 (hier: nur der letzte Satz) 

Stammrechtssatz 

Im Hinblick auf den dem WaffG 1996 allgemein innewohnenden Schutzzweck bei der Beurteilung der 
mit dem Besitz von Waffen verbundenen Gefahren ist auch hinsichtlich des Beobachtungszeitraumes für 
die Aufhebung eines Waffenverbots ein strenger Maßstab anzulegen. Die Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofs, wonach das Verstreichen eines Zeitraums von fünf Jahren regelmäßig als 
wesentliche Änderung des für die Beurteilung der waffenrechtlichen Verlässlichkeit maßgeblichen 
Sachverhaltes anzusehen ist, betrifft nicht die für ein Waffenverbot entscheidende Gefährdungsprognose. 
Bei der Wahl des Beobachtungszeitraums sind stets die Umstände des Einzelfalles zu prüfen, wozu die 
Bedachtnahme auf Art und zeitliches Ausmaß der Anlasstat gehört. Die Aufhebung eines Waffenverbots 
gemäß § 12 Abs 7 WaffG dient nicht dazu, die Rechtskraft des seinerzeit erlassenen Waffenverbotes zu 
durchbrechen, wenn keine Änderung des Sachverhaltes eingetreten ist. 
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